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nicht lösbare Konflikte ergeben, die im 

Einzelfall ein erhöhtes Genehmigungsrisiko 

auslösen. Die Wildtierkorridorstudie gibt dazu 

wertvolle Hinweise und stellt somit 

hinsichtlich der Machbarkeit eines Vorhabens 

eine wichtige Planungsgrundlage dar. 

 

Erfreulicherweise wurden die überregionalen 

Wildtierkorridore in den letzten Jahren im 

Zuge der Gesamtüberarbeitung der Flächen-

widmungspläne von den Gemeinden ver-

mehrt in ihren Örtlichen Entwicklungs-

konzepten berücksichtigt oder ersichtlich 

gemacht. Auch bei der Erstellung von 

Grünzonenplanungen durch die überörtliche 

Raumordnung stellen die Wildtierkorridore, 

die als Geodatensatz etwa über das INSPIRE 

Geoportal Österreich bezogen werden 

können, eine wesentliche Planungsgrundlage 

dar. Dieser Prozess bietet gleichzeitig die 

Möglichkeit, die Gemeinden zum Thema der 

Lebensraumvernetzung zu sensibilisieren. 

 

Landesweit fanden die Wildtierkorridore, 

nachdem sie bereits im Windkraft-Masterplan 

2017 als Ausschlusszonen ausgewiesen 

wurden, auch in der im Jahr 2022 über-

arbeiteten OÖ Photovoltaik Strategie 2030 

Berücksichtigung. So ist für die Errichtung 

von Freiflächen-Photovoltaikanlagen inner-

halb der überregionalen Wildtierkorridore 

eine vertiefende fachliche Prüfung vor-

zunehmen, sofern es sich nicht um bereits 

funktionell beeinträchtigte Korridorabschnitte 

handelt. Denn für diese sog. Rot- und Gelb-

zonen gilt ein generelles Ausschlusskriterium. 

 

Ungeachtet dessen stellen aktuell 

Erneuerbare-Energie-Projekte eine nicht zu 

unterschätzende Gefahr für die überregionale 

Lebensraumvernetzung dar. Wildtierkorridor-

planungen verfolgen das Ziel, Freiräume zu 

sichern und dort den Raumwiderstand so 

gering wie möglich zu halten. Barrieren und 

Hindernisse jedweder Art können für sich 

allein oder gemeinsam betrachtet dazu 

führen, dass Korridore ihre Durchlässigkeit 

einbüßen und einzelne Lücken letztlich das 

gesamte Netzwerk zum Erliegen bringen. 

 

Neben dem Land Oberösterreich haben daher 

auch die Gemeinden bei ihren Planungen im 

Bereich der örtlichen Raumordnung eine 

zentrale Verantwortung bei der Sicher-

stellung der überregionalen Lebensraum-

vernetzung. Eine konsequente Umsetzung in 

den Flächenwidmungsplänen ist daher 

notwendig. Wildtierkorridore dienen dabei 

nicht nur zur Vernetzung, sie können 

gleichermaßen Gliederungselement im Land-

schaftsgefüge, Naherholungsgebiete und 

agrarische Vorrangflächen sein. 

 

 

Walderschließung 
 

Mit der Oö. Natur- und Landschaftsschutz-

rechtsnovelle 2019 wurde unter anderem die 

allgemeine Bewilligungspflicht für die 

Errichtung von Forststraßen dahingehend 

geändert, dass künftig deren Neuanlage, 

Umlegung und Verbreiterung nur noch in 

Auwäldern, Moorwäldern, Schluchtwäldern, 

Schneeheide-Föhrenwäldern, Geißklee-Trau-

beneichenwäldern, in Landschaftsschutz-

gebieten und geschützten Landschaftsteilen 

sowie in den Gemeinden im Anwendungs-

bereich der Alpenkonvention bewilligungs-

pflichtig ist.  

 

Begründet wurde dieser Schritt damit, dass 

in Wirtschaftswäldern Naturschutzgüter 

regelmäßig nicht betroffen sind, da diese 

vorrangig zur intensiven Holzproduktion 

bewirtschaftet werden und oft mit natur-

fernen Baumarten bestockt sind. 

 

Die Oö. Umweltanwaltschaft hat im Jahr 2019 

im Stellungnahmeverfahren zum Begut-

achtungsentwurf aus naturschutzfachlicher 

Sicht Kritik an dieser Änderung geäußert und 

die Begründung in Zweifel gezogen.  

 

Denn die Wälder Oberösterreichs sind 

vielfältig. So gibt es große geschlossene 
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Waldgebiete wie den Kobernaußerwald, mit 

großflächig autochthonen Beständen des 

FFH-Lebensraumtyps Hainsimsen-Buchen-

wald. Oder den Frei- und den Weinsberger-

wald, die trotz forstlicher Nutzung Lebens-

raum von seltenen und unionsrechtlich 

streng geschützten Arten sind, die auf 

störungsarme Habitate als Rückzugsgebiet 

angewiesen sind. Neben diesen Großwald-

gebieten zeichnet sich die Vielfalt der 

oberösterreichischen Wälder auch durch ihre 

Besitzstruktur und Kleinteiligkeit aus. All 

diese Waldflächen haben jedoch eine 

Gemeinsamkeit: es sind Wirtschaftswälder 

außerhalb von Schutzgebieten. Aber auch 

diese Wälder haben neben den im Forst-

gesetz angeführten Waldfunktionen über 

weite Bereiche auch eine Lebensraum-

funktion, die durch eine Intensivierung der 

forstwirtschaftlichen Nutzung beeinträchtigt 

wird. 

 

Wenn die Verordnung über die Wieder-

herstellung der Natur vorgibt, dass die 

biologische Vielfalt von Waldökosystemen in 

den kommenden Jahrzehnten nachweislich 

anhand von Indikatoren zu verbessern ist, ist 

es an der Zeit, dass auch der Naturschutz 

wieder in den Wald zurückkehrt. Die letzten 

Jahre haben gezeigt, dass ohne ein 

naturschutzfachliches Korrektiv die Wald-

erschließung eine neue Dynamik entwickelt 

hat, die bis zum Inkrafttreten der Gesetzes-

novelle so nicht vorhanden war. Dabei war 

weniger die Frage entscheidend, ob eine 

Forststraße naturschutzfachlich bewilligungs-

fähig ist oder nicht, sondern vielmehr, wie 

diese Bewilligungsfähigkeit erlangt werden 

kann. Dieser Planungsschritt war ent-

scheidend und wichtig, um erhebliche 

Beeinträchtigungen durch eine sorgfältige 

Trassierung oder durch Umfahrung und 

Aussetzen besonders sensibler Bereiche auf 

ein vertretbares Ausmaß zu reduzieren.  

 

In ähnlicher Weise ist diese nachteilige 

Entwicklung auch in Europaschutzgebieten zu 

beobachten, da die per Schutzgebiets-

verordnung geregelte forstwirtschaftliche 

Nutzung hier kaum einer grundlegenden 

Einschränkung unterliegt und auch Eingriffe 

in Schutzgutflächen bis zu einem gewissen 

Ausmaß zulässig sind. Diese nach Ansicht der 

Oö. Umweltanwaltschaft unionsrechtswidrige 

Regelung ermöglicht, zusammen mit dem 

Sachverhalt, dass die Schutzgutflächen-

kartierung nicht selten mangelhaft ist, die 

bewilligungsfreie Errichtung von Forststraßen 

in Europaschutzgebieten ohne Durchführung 

einer Naturverträglichkeitsprüfung. 

 

Bekannterweise können auch Wirtschafts-

wälder Lebensraum unionsrechtlich streng 

geschützter Tier- und Pflanzenarten sein. 

Keine naturschutzbehördliche Bewilligungs-

pflicht von Forststraßen bedeutet auch keine 

naturschutzfachliche Beurteilung der Aus-

wirkungen des Vorhabens auf die dort 

möglicherweise vorkommenden Schutzgüter. 

Zur Sicherung und Wiederherstellung der 

biologischen Vielfalt von Waldökosystemen 

gehört jedoch auch eine naturverträgliche 

Walderschließung. Dazu zählen auch einfach 

umzusetzende Maßnahmen der Lebensraum-

verbesserung (z.B. Anlage von Tümpeln, 

Sicherung von Altholzinseln, landschafts-

angepasste Detailtrassierung), die im forst-
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rechtlichen Verfahren nicht oder nur rudi-

mentär umgesetzt werden. 

 

Die Wiederaufnahme des Forststraßenbaus in 

das Oö. Natur- und Landschaftsschutzgesetz 

als landesweit bewilligungspflichtige Maß-

nahme wird daher dringend empfohlen. 

 

 

Moorschutz 
 

Seit 20 Jahren widmet sich die Oö. Umwelt-

anwaltschaft dem Thema Moore und hat in 

diesem Zeitraum in Oberösterreich knapp 

420 Moorgebiete genauer erfassen können. 

Auf gut 1.800 ha, das entspricht weniger als 

0,2 % der Landesfläche, konnte eine un-

erwartet große Vielfalt an unterschiedlichen 

Moortypen festgestellt werden. Dieses 

erfreuliche Ergebnis wird bedauerlicherweise 

von der Tatsache getrübt, dass viele 

ursprüngliche Moorflächen heute nicht mehr 

existieren und die meisten der noch 

vorhandenen Moore teils erhebliche Beein-

trächtigungen aufweisen. 

 

Seit mehreren Jahren werden in Ober-

österreich beeinträchtigte Moore saniert, sei 

es von Naturschutzorganisationen, aufgrund 

privater Initiativen oder durch die 

Österreichischen Bundesforste. In den 

meisten Fällen wurde dabei auf die 

Erhebungen der Oö. Umweltanwaltschaft 

zurückgegriffen, die oftmals eine Erstein-

schätzung des Sanierungsaufwands möglich 

machen. Die Abteilung Naturschutz unter-

stützt und finanziert diese Sanierungs-

projekte regelmäßig, die Oö. Umweltanwalt-

schaft bringt ihre Erfahrungen sodann bei der 

Planung und Umsetzung ein. 

 

In den gegenständlichen Berichtszeitraum 

fällt auch die Fertigstellung der hydro-

logischen Sanierung des Tannermoores in der 

Gemeinde Liebenau, das sich überwiegend im 

Besitz der Stiftung der Herzog von Sachsen-

Coburg und Gotha'schen Familie befindet, 

und mit einer Fläche von gut 100 ha das 

größte Hochmoor Österreichs ist. Überlegt 

man hier eine Sanierung, so wirkt zunächst 

einmal die Größe des Moores abschreckend. 

Daher wurde als erster Schritt im Jahr 2016 

ein hydrologisches Monitoring gestartet und 

von der Oö. Umweltanwaltschaft begleitet. 

2018 folgte eine Machbarkeitsstudie, 2019 

dann der eigentliche Projektstart mit einer 

intensiven Planungs- und Vorbereitungs-

phase. Bereits ein Jahr später wurde mit dem 

Bau der ersten Grabensperre begonnen, am 

Ende sollten es 313 werden. Diese beacht-

liche Anzahl war notwendig, um die 

Entwässerung über das etwa 12 km lange 

Grabensystem einzuschränken. 

 

Das bislang umfangreichste und wohl auch 

bedeutendste Moorsanierungsprojekt Öster-

reichs war von Beginn an herausfordernd und 

es konnten viele neue Erfahrungen gemacht 

werden. Wegen der teils riesigen Gräben und 

der großen Distanzen vom Moorrand zum 

Zentrum war der Einsatz von schwerem 

Gerät unumgänglich. Die massiven Sperren-

bauwerke aus Lärchenholz wurden dabei 

mittels Bagger im Torfkörper eingebaut, um 

den Moorwasserspiegel bis knapp unter die 

Oberfläche anzuheben. Bei Erfordernis 

mussten sog. Baggermatratzen zum Einsatz 

kommen, um ein Versinken der Bagger im 

weichen Untergrund zu verhindern. In 

besonders sensiblen Bereichen wurde jedoch 

gänzlich auf eine mühsame händische Bau-

weise gewechselt. Um generell die Befahrung 

der Mooroberfläche auf ein Mindestmaß zu 

reduzieren, erfolgte der Materialtransport per 

Lasten-Helikopter, was sich nicht nur als hoch 

effizient und vergleichsweise kostengünstig, 

sondern auch als maximal eingriffsschonend 

erwiesen hat. Auch war es damit möglich, 

einen erheblichen Teil der Gehölze, welche 

für den Bagger-Trassenaufhieb geschlägert 

werden mussten, aus dem Moor auszu-

fliegen. 

 

Nach Abschluss der Bauarbeiten erfolgte 

auch eine Rekultivierung der beanspruchten 
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Durch die standardmäßige Umzäunung von 

PV-FFA sind die Anlagenbereiche für 

(größere) Wildtiere nicht oder nur ein-

geschränkt nutzbar, was einerseits zu einem 

direkten Lebensraumverlust und andererseits 

zu Einschränkungen der Mobilität in der 

freien Landschaft führt. Die Erreichbarkeit 

der umzäunten Anlage kann durch vom 

Boden abgesetzte Zäunungen und die Inte-

gration sog. Rehschlupfe verbessert werden.  

 

Um die Barrierewirkung zu reduzieren sind 

jedenfalls in entsprechenden Abständen 

ausreichend breite Durchlässe in Form von 

Korridoren anzulegen. Die Oö. Umweltan-

waltschaft hat sich diesbezüglich wie folgt 

festgelegt:  

PV-FFA mit einem Flächenausmaß von mehr 

als 10 ha sind mit einer Wildwechselmög-

lichkeit in Form eines frei durchgängigen 

Korridors zu versehen, der nach naturschutz-

fachlichen Gesichtspunkten zu gestalten ist. 

Die Korridorbreite hat dabei 15 % der 

Korridorlänge zu betragen. Diese Vorgaben 

sind auch bei kleineren PV-FFA zu beachten, 

wenn aufgrund ihrer Ausformung eine 

Barrierewirkung besteht. Jedenfalls als 

barrierewirksam gelten PV-FFA mit einer 

Längenausdehnung von mehr als 300 m. 

Diese Regelungen für einzelne PV-FFA gelten 

sinngemäß auch für Erweiterungen und 

unmittelbar aneinandergrenzende PV-FFA. 

 

Kritisch ist die Errichtung von PV-FFA in 

(überregionalen) Wildtierkorridoren zu be-

werten, wobei die OÖ Photovoltaik Strategie 

2030 bereits beeinträchtige Korridorbereiche 

als Ausschlusszonen festlegt. Jedenfalls darf 

es durch eine PV-FFA zu keiner weiteren 

Einengung des Korridors kommen, weder 

physisch, also durch bauliche Hindernisse wie 

Zäune oder Mauern, noch psychisch, das 

heißt durch Störungen, die die Nutzung des 

Korridors oder das Verhalten der Wildtiere 

beeinträchtigen (zum Beispiel durch Lärm, 

optische Barrieren oder veränderte 

Umweltreize). Diese Beschränkung gilt daher 

auch für nicht gezäunte Anlagen, denn eine 

Beeinträchtigung der Korridorfunktion geht 

nicht einzig von Vollbarrieren (z.B. Zäune, 

Mauern, Lärmschutzwände) aus, sondern 

kann ursächlich auch auf sog. Psycho-

barrieren zurückzuführen sein. 

 

Jedenfalls hat die Einführung des Kriterien-

katalogs wesentlich dazu beigetragen, dass 

nicht positiv beurteilbare PV-FFA bereits auf 

der Ebene der Flächenwidmung ausge-

mustert werden können. Für jene Anlagen, 

die in Folge naturschutzbehördlich zu 

bewilligen sind, konnten durch konkrete Fest-

legungen im Flächenwidmungsplan (z.B. 

Grünzugwidmungen) die Grundlagen für ein 

positives Naturschutzverfahren geschaffen 

werden.  

 

Vorausgesetzt der Ausbau der Stromnetze 

schreitet voran, sollte in Oberösterreich auch 

ein natur- und landschaftsschutzschonender 

Ausbau von Photovoltaik möglich sein. Wobei 

entsprechend der OÖ Photovoltaik Strategie 

2030 zuerst Dachflächen, versiegelte Flächen 

und bereits vorbelastete Flächen zu bean-

spruchen sind. 

 

 

Umweltorganisationen 
 

In Rahmen der Umsetzung der von 

Österreich (und der Europäischen Union) im 

Jahr 2005 ratifizierten Aarhus-Konvention, in 

der die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umwelt-

angelegenheiten festgelegt wird, wurde es 

Umweltorganisationen mit der Oö. Natur-

schutzrechtsnovelle 2019 ermöglicht, sich an 

Naturschutzverfahren zu beteiligen. 

 

Die Zuerkennung von Beteiligten- und 

Beschwerderechten gilt jedoch nur für aner-

kannte Umweltorganisationen, die dafür 

gewisse Kriterien erfüllen müssen. Die 

Rechte sind zudem eingeschränkt auf 

Verfahren, bei denen die unionsrechtlichen 

Bestimmungen der Fauna-Flora-Habitat-

richtlinie und der Vogelschutz-Richtlinie zur 
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Anwendung kommen. Im Gegenzug wurde 

die Oö. Umweltanwaltschaft der Aufgabe, in 

Verfahren die öffentlichen Interessen am 

Unionsnaturschutz zu vertreten, entbunden. 

Dieser Schritt wurde nicht nur von der Oö. 

Umweltanwaltschaft selbst, sondern auch 

von den Umweltorganisationen (erfolglos) 

beanstandet.  

 

Umweltanwaltschaften sind für Umwelt-

organisationen wichtige Institutionen, da sie 

Aufgaben wahrnehmen können, die von 

Umweltorganisationen oft aus Ressourcen-

mangel nicht eigenhändig gestemmt werden 

können. Dies betrifft insbesondere jene 

Umweltorganisationen, die sich überwiegend 

ehrenamtlich engagieren; in einem nicht 

unerheblichen Ausmaß aber auch große, 

international tätige Organisationen.  

 

Die Oö. Umweltanwaltschaft verfügt als 

Partei in Naturschutzverfahren über eine 

jahrzehntelange Erfahrung und konnte sich 

im Bereich des Unionsnaturschutzes auch 

eine gewisse Expertise erarbeiten. Sie wurde 

von der Behörde zudem über laufende Ver-

fahren direkt informiert, womit eine effiziente 

und lückenlose Beteiligung einer weisungs-

freien Einrichtung gewährleistet werden 

konnte und dem Natura-2000-Gebietsschutz 

sowie dem strengen Artenschutz ent-

sprechend Rechnung getragen wurde. 

 

Umweltorganisationen müssen hingegen 

Eigeninitiative ergreifen und sich laufend 

über eine elektronische Plattform, auf der die 

Antragsunterlagen, die Sachverständigen-

gutachten und die Bescheide bereitgestellt 

werden, informieren. Eine echte Verfahrens-

beteiligung erfolgt jedoch nur beim Natura-

2000-Gebietsschutz im Zusammenhang mit 

Naturverträglichkeitsprüfungen. In Arten-

schutzangelegenheiten wird hingegen ledig-

lich der Bescheid bereitgestellt, gegen den 

ggf. Beschwerde an das Landesverwaltungs-

gericht erhoben werden kann.  

 

Die Oö. Umweltanwaltschaft hat, nachdem 

sie von Umweltorganisationen vermehrt als 

Auskunftsstelle angefragt und um Hilfe-

stellung ersucht wurde, unter anderem zur 

Nutzung der elektronischen Plattform nähere 

Informationen eingeholt. Regelmäßige 

Abfragen erfolgen demnach lediglich durch 

große Umweltorganisationen, wobei dazu nur 

etwa ein Viertel der dafür notwendigen Zeit 

zur Verfügung steht. Wesentliche Hürden bei 

der effizienten Wahrnehmung der 

Beteiligungsrechte sind Zeit- und Personal-

mangel sowie fehlende Finanzmittel. Anders 

als beim naturschutzfachlichen Know-how 

erweist sich die oft unzureichende rechtliche 

Expertise als schwer überwindbare Hürde, 

insbesondere bei Beschwerdeverfahren. Für 

solche Fälle wäre externe Unterstützung 

notwendig, wobei die Beiziehung von 

Gerichtssachverständigen und Anwaltskanz-

leien meist nicht finanzierbar ist.  

 

Die Bereitstellung der Unterlagen auf der 

elektronischen Plattform erfolgt in einer 

übersichtlichen Ordnerstruktur. Die Detail-

suche erweist sich aber als wenig praktikabel 

und umständlich handhabbar. Die einzelnen 

Fälle werden lediglich über Aktenzahlen und 

eine Auswahl an Schlagwörter, die in der 

Regel keinen Rückschluss auf möglicherweise 

betroffene Schutzgüter zulassen, aufgelistet. 

Somit muss jedes einzelne Aktenstück 

zeitaufwändig gesichtet und auf mögliche 

Schutzgutkonflikte hin analysiert werden.  

 

Es kann resümiert werden, dass eine 

Beteiligung der Öffentlichkeit an Natur-

schutzverfahren in der Gestalt von Umwelt-

organisationen nicht mit einer Parteistellung 

einer weisungsfreien Institution einer Um-

weltanwaltschaft gleichgesetzt und die 

Novelle somit nicht als treffsicher bezeichnet 

werden kann. Vielmehr war es ein Rückschritt 

für den europäischen Naturschutz. 

 

Aus der Verpflichtung gegenüber dem 

europäischen Naturerbe und als Wert-

schätzung gegenüber den im Naturschutz 
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ehrenamtlich tätigen Menschen ergibt sich 

ein dringender Sanierungsbedarf des Natur-

schutzgesetzes im Zusammenhang mit den 

Beteiligungsrechten von Umweltorganisa-

tionen. Diese können ihre Aufgaben nicht in 

vergleichbarer Weise wie zuvor die Oö. 

Umweltanwaltschaft wahrnehmen.  

 

Eine Lösung wäre die Wiedereinführung der 

Parteistellung der Oö. Umweltanwaltschaft 

bei unionsrechtlich determinierten Verfahren, 

erweitert um eine besondere Informations-

verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit. 

Die Rechte der Umweltorganisationen 

werden dadurch nicht eingeschränkt, 

Interessenkonflikte können aber voraus-

schauend identifiziert und Lösungswege aus-

gelotet werden. 

 

 

Windenergie 
 

Nicht erst seit dem Inkrafttreten der RED III 

(Renewable Energy Directive) im November 

2023, mit der die EU-Staaten dazu 

verpflichtet wurden, die Genehmigungs-

verfahren von erneuerbaren Energieanlagen 

wesentlich zu kürzen, ist die Windkraft ein 

zentrales Thema im Rahmen unserer 

Tätigkeiten.  

 

So war die Oö. Umweltanwaltschaft bei der 

Arbeitsgruppe Windenergie der Fachab-

teilungen des Landes Oberösterreich mit-

eingebunden, die zuletzt mit der Richtlinie 

Oö. Windkraft-Masterplan 2017 einen 

Kriterienkatalog ausgearbeitet und darauf 

aufbauend Ausschlusszonen für die Er-

richtung von Windenergieanlagen festgelegt 

hat. Dabei handelt es sich etwa um 

Naturschutzgebiete, besonders sensible 

Landschaftsräume oder überregional bedeu-

tende Wildtierwander- und Vogelzug-

korridore. 

 

Auch die RED III, die etwa für die Wind-

energiegewinnung die Ausweisung von 

Beschleunigungsgebieten bis Februar 2026 

verlangt, sieht vor, dass auf naturschutz-

fachlich sensible Gebiete besonders Rück-

sicht zu nehmen und diese vom 

beschleunigten Ausbau auszunehmen sind.  

 

In diesem Zusammenhang erschien es 

zweckmäßig, die Ausschlusszonen des Wind-

kraftmasterplans auf ihre Aktualität zu 

überprüfen. So wurde etwa BirdLife Öster-

reich beauftragt, eine aktualisierte Studie 

zum Konfliktpotential zwischen Windkraft-

nutzung und Vogelschutz in Oberösterreich 

zu erstellen. Auch wurden die Großland-

schaften auf Grundlage aktuell verfügbarer 

Daten, Informationen und Expertenwissen 

hinsichtlich ihrer Schutzwürdigkeit analysiert 

und die besonders sensiblen Teilräume 

ermittelt. 

 

Das Ergebnis war, dass die Ausschlusszonen 

des Windkraft-Masterplans über weite 

Bereiche bestätigt wurden und somit das 

tatsächliche Potential für die Windenergie-

nutzung in Oberösterreich als gering ein-

zustufen ist. Wesentlich tragen dazu aber 

auch die gesetzlich geregelten Abstands-

bestimmungen zu bewohntem Gebiet bei. Die 

Präsentation dieser Ergebnisse hatte jedoch 

vor allem deswegen weitreichende Folgen für 

die weitere Arbeit der Oö. Umweltanwalt-

schaft, weil damit die Grenzen einer natur- 

und landschaftsverträglichen Windenergie-

nutzung wieder in Erinnerung gerufen 

wurden. 

 

Dies rief auch die Interessenvertretung und 

die Betreiber von Windkraftanlagen auf den 

Plan, die Oö. Umweltanwaltschaft öffentlich 

zu diskreditieren. Medial geführte Schmutz-

kübelkampagnen erfahren jedoch eine breite 

Aufmerksamkeit und die Oö. Umweltanwalt-

schaft wurde dadurch auch zur Anlauf- und 

Auskunftsstelle für jene Menschen, die sich 

mit ihren Bedenken und Sorgen von den 

Windkraftanlagenbetreibern nicht ernst ge-

nommen fühlten. In solchen Fällen ist die Oö. 
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Bearbeitung von Missständen und 
Beschwerdemanagement 
 

Regelmäßig gehen bei der Oö. Umwelt-

anwaltschaft Meldungen zu Umweltvergehen 

ein, die zu prüfen und gegebenenfalls zu 

bereinigen sind. Dabei setzt die Oö. 

Umweltanwaltschaft auf eine konstruktive 

Zusammenarbeit mit den Behörden und 

bringt sich nach Möglichkeit im 

Lösungsfindungsprozess ein. 

 

Anhand von zwei sehr unterschiedlichen 

Fallbeispielen soll gezeigt werden, dass die 

Oö. Umweltanwaltschaft nicht nur maß-

geblich bei der Bereinigung von Missständen 

mitwirken kann, sondern dass auch trotz 

intensiven Bemühens leider nicht immer eine 

Lösung gefunden werden kann. 

 

 

Moorentwässerung Puglalm 
 

Bereits im letzten Berichtszeitraum ging bei 

der Oö. Umweltanwaltschaft die Meldung ein, 

dass im Bereich der Puglalm im Nationalpark 

Oö. Kalkalpen umfangreiche Entwässerungs-

maßnahmen in einem Hangniedermoor vor-

genommen wurden.  

 

Im Zuge weiterer Recherchen mussten wir 

feststellen, dass diese Maßnahmen zwar 

behördlich behandelt wurden, jedoch maß-

gebliche naturschutzfachliche und -rechtliche 

Aspekte unberücksichtigt geblieben waren.  

 

Bei einem Lokalaugenschein mit Natur-

schutz-Sachverständigen, Vertretern der 

Agrarbezirksbehörde und den Almbewirt-

schaftenden wurde vereinbart, dass die Oö. 

Umweltanwaltschaft ein Sanierungskonzept 

für den (bestmöglichen) Rückbau der 

Entwässerungsanlagen erstellen wird.  

 

Eine besondere Herausforderung war dabei 

die Hanglage, die eher geringmächtige Torf-

auflage und der schon längere Zeit zurück-

liegende Eingriff, der sich bereits nachteilig 

auf die Vegetation und die Hydrologie des 

Hangniedermoores ausgewirkt hat.  

 

Auf Grundlage der entwickelten Sanierungs-

maßnahmen (Grabenverfüllungen, flächen-

hafte Wasserausleitungen, Vorschläge für 

künftige Flächenbewirtschaftung) wurde im 

Juni 2023 der Rückbau vorgenommen, wobei 

Bedienstete des Nationalparks Oö. Kalkalpen 

die Arbeiten organisatorisch und fachkundig 

begleiteten. 

 

Selbst wenn der ursprüngliche Zustand 

letztlich nicht mehr herstellbar war, konnten 

durch die von der Oö. Umweltanwaltschaft 

ausgearbeiteten Sanierungsmaßnahmen die 
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Studien und Berichte 

 

Der vom Gesetzgeber überantworteten 

Aufgabe folgend, Anregungen zur besseren 

Gestaltung der Umwelt zu geben, Antworten 

auf offene rechtliche und fachliche Frage-

stellungen zu geben sowie Lösungen bei 

Umweltkonflikten ausfindig zu machen, 

werden von der Oö. Umweltanwaltschaft im 

Bedarfsfall entsprechende Erhebungen, 

Untersuchungen und Studien in Auftrag 

gegeben.  

 

Alle hier vorgestellten Studien und Berichte 

stehen auf der Homepage der Oö. 

Umweltanwaltschaft zum Download zur 

Verfügung bzw. können im Bedarfsfall bei uns 

in digitaler oder gedruckter Form angefordert 

werden. 

 

 

Handbuch: Biodiversität im Betrieb 

 

Das Handbuch Biodiversität im Betrieb gibt 

Auskunft über die Möglichkeiten, Betriebs-

areale nach naturschutzfachlichen Gesichts-

punkten zu gestalten und schafft damit nicht 

nur einen Mehrwert für Tiere und Pflanzen, 

sondern auch für die dort beschäftigten 

Menschen. Vorgestellt werden Techniken, die 

sowohl bei der Neuerrichtung als auch bei der 

Aufwertung bestehender Betriebsflächen zur 

Anwendung gelangen können. Neben 

Maßnahmen an Gebäuden (Dach- und Wand-

begrünungen) werden auch Anregungen zur 

Anlage von Feuchtflächen, Wildblumen-

beeten oder Nisthilfen sowie zur Ausge-

staltung von Erholungsbereichen gegeben. 

 

Die Maßnahmenvorschläge eignen sich nicht 

nur für Bau- und UVP-Verfahren, sondern 

auch als Rahmenfestlegungen für Bebau-

ungspläne. Die Umsetzung erfolgt bereits 

jetzt auf Initiative der Oö. Umwelt-

anwaltschaft in laufenden UVP-Verfahren. 

Eine Anwendung in anderen sachverwandten 

Verfahren wäre sinnvoll und würde auch eine 

konkrete Maßnahme in der Umsetzung der 

Verordnung zur Wiederherstellung der Natur 

im besiedelten Bereich darstellen.  Eine 

gebundene Ausgabe des Handbuchs kann 

kostenlos bei der Oö. Umweltanwaltschaft 

angefordert werden. 

 

 

Studie: Das Konfliktpotential zwischen 
Windkraftnutzung und Vogelschutz in 

Oberösterreich 2023 

 

In dieser Studie zeigt BirdLife Österreich auf 

Grundlage der im Zeitraum von 2013 bis 

2022 gesammelten Vogeldaten das Konflikt-
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Grundlage unseres Lebens ist, scheint ein 

umfassender und dem Wandel der Zeit 

angepasster Schutz dieses wertvollen Gutes 

unerlässlich. Und doch sind die anfänglichen 

Bestrebungen einen zahlenmäßigen Richt-

wert auch verbindlich in die Österreichische 

Bodenschutzstrategie aufzunehmen, bisher 

gescheitert. Daneben sind auch die gesetz-

lichen Regelungen zum Thema Bodenschutz 

auf Landes- und Bundesebene aufgesplittet 

und werden in einer Gesamtbetrachtung den 

aktuellen Anforderungen des Bodenschutzes 

nicht gerecht. 

 

Boden übernimmt vielfältige Funktionen 

(Ökosystemleistungen). Umso bedeutender 

wird es, sorgsam mit Grund und Boden 

umzugehen. Die Funktionserfüllung ist 

infolge von Versiegelung und Prozessen wie 

Verdichtung, stoffliche Bodenbelastung und 

Erosion gefährdet. 

 

Das Oö. Bodenschutzgesetz enthält in seiner 

aktuellen Fassung keine bzw. nur unzu-

reichende Regelungen zur Hintanhaltung der 

aufgezeigten Bodengefährdungen. Die Oö. 

Umweltanwaltschaft hat daher die Grund-

satzstudie zur Aufstellung eines aktuellen, 

umfassenden Bodenschutzgesetzes für Ober-

österreich in Auftrag gegeben. 

 

Ein Katalog an erforderlichen Regelungen aus 

verschiedenen Rechtsordnungen zu den 

Themen Versiegelung, Verdichtung, stoffliche 

Bodenbelastungen, Erosion, Verlust der Bio-

diversität, Verlust von organischem Kohlen-

stoff, Versauerung und Versalzung wurde 

entwickelt. Die Vorschläge der Studie, die 

auch als Petition in den Oö. Landtag 

eingebracht worden sind und bei denen 

zumindest einige mehrheitsfähig sein sollten, 

sind bedauerlicherweise politisch verhallt. 

 

 

Studie: Umweltinformation 
 

Zur Verbesserung des Informationsflusses 

zwischen Bürgern und Bürgerinnen, 

Behörden und der Oö. Umweltanwaltschaft 

wurde von uns eine Studie über die 

Reichweite der Umweltinformation beim 

Institut für Umweltrecht der Johannes-

Kepler-Universität in Auftrag gegeben. 

 

 

Die Studie behandelt wesentliche Aspekte der 

Umweltinformation, von der Amtsver-

schwiegenheit über die Transparenz im 

Umweltrecht bis hin zur Umweltinformation 

und Weiterverarbeitung von Umweltdaten. 

 

Die Studie setzt sich mit den relevanten 

Rechtsmaterien intensiv auseinander und 

kommt z.B. zum Ergebnis, dass gesetzliche 

Mitteilungspflichten die Verschwiegenheits-

pflicht durchbrechen. Im Rahmen der 

Interessenabwägung ist im Einzelfall zu 

prüfen, ob ein Geheimhaltungsinteresse 

besteht und somit die Verschwiegenheits-

pflicht greift. Auch im Umweltinformations-

gesetz und im Oö. Umweltschutzgesetz sind 

Einschränkungen der Mitteilungspflicht 

normiert. Überwiegt das Informations-

interesse, so kann eine Verpflichtung zur 

Auskunft bestehen. 

 

Der Umweltinformationsbegriff ist sehr weit 

zu verstehen und umfasst sowohl Angaben 

als auch Tätigkeiten. Das Recht auf freien 

Zugang zu Umweltinformationen, ohne 

Nachweis eines Rechtsanspruchs oder ein 

rechtliches Interesse kommt natürlichen und 

juristischen Personen gleichermaßen zu. 

Medien als juristische Personen haben dabei 

nicht mehr Rechte als natürliche Personen. 

Das Recht auf Zugang zu Umweltinfor-
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mationen ist unabhängig von einer Partei-

stellung oder dem Recht auf Akteneinsicht zu 

gewähren. 

 

Weitere Ergebnisse können der Studie 

entnommen werden. 

 

 

Studie: Eigenrechtsfähigkeit der Natur 

 

Das Institut für Umweltrecht der Johannes-

Kepler-Universität hat sich im Auftrag der Oö. 

Umweltanwaltschaft mit dem spannenden 

Thema der Eigenrechtsfähigkeit der Natur 

auseinandergesetzt. 

 

Die Anerkennung der Natur als Rechtssubjekt 

bedeutet ein Neudenken eines westlich 

geprägten Verständnisses von Eigentums- 

und Umweltrechten. Es handelt sich um einen 

Paradigmenwechsel, der über die Bedeutung 

eines Rechts auf eine gesunde Umwelt und 

auf eine nachhaltige Entwicklung, sog. 

Menschenrechte der dritten Generation, 

hinausgeht. 

 

Dieser Wechsel von einem anthropo-

zentrischen Weltbild hinzu einer ökozen-

trischeren Sichtweise erfolgt zunehmend in 

Anlehnung an internationale Vorbilder und 

dennoch jeweils in einem länderspezifischen 

Kontext. Um einen möglichst akkuraten 

Einblick zu erhalten, wie unterschiedliche 

Rechtssysteme sich der Herausforderung der 

rechtlichen Umsetzung eines ökozentrischen 

Verständnisses der Natur gestellt haben, 

wurde jedes Land von den Studienautorinnen 

und -autoren eigenständig analysiert. 

Relevant waren die konkreten Hintergründe, 

die rechtliche Umsetzung und Implikation 

sowie letztlich die praktische Anwendung 

dieser neuen Rechte. Da nationale 

Unterschiede bei den verfügbaren Daten und 

Erfahrungswerten hinsichtlich dieser relativ 

jungen Rechtsbewegung bestehen, konnte 

nicht jedes Land im selben Umfang analysiert 

werden. 

 

Die Reihenfolge der Länderanalyse folgt 

letztlich dem klassischen Stufenbau einer 

westlich geprägten Rechtsordnung: Den 

Beginn setzt die Umsetzung auf höchst-

möglicher Ebene, nämlich im Verfassungs-

rang, gefolgt von einer einfach gesetzlichen 

Umsetzung, über die Umsetzung durch 

einzelne Bundesstaaten eines föderalen 

Staates bis letztlich einer Umsetzung von 

Eigenrechtlichkeit der Natur auf lokaler 

Ebene.  

 

In einem ersten Schritt wurden all jene 

Länder analysiert, die Eigenrechte der Natur 

weit gefasst umgesetzt haben und somit die 

Natur in ihrer Gesamtheit als Rechtssubjekt 

anerkannt haben. Anschließend wurde in 

einem zweiten Schritt die Gruppe all jener 

Staaten untersucht, die konkrete Aspekte der 

Natur, z.B. Flüsse, als Rechtssubjekte 

anerkannt haben. Auch hier wurden 

wiederum in Anlehnung an einen klassischen 

Stufenbau zuerst jene Staaten analysiert, die 

eine Eigenrechtlichkeit der Natur im Wege 

des Gesetzes anerkannt haben, gefolgt von 

jenen, deren Anerkennung auf richterlichen 

Einzelentscheidungen basiert. Abschließend 

an die Analyse der tatsächlichen Umsetzung 

von Rechten der Natur wurden kurz 

internationale Tendenzen skizziert. 
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Der im Beschwerdeverfahren beigezogene 

Sachverständige sah in dem beantragten 

Vorhaben erstaunlicherweise keine maßgeb-

liche Beeinträchtigung von Schutzinteressen. 

Das LVwG wies demnach die Beschwerde der 

Oö. Umweltanwaltschaft mit Erkenntnis als 

unbegründet und unter Erteilung von Auf-

lagen (insbesondere Pflanzung eines zusätz-

lichen Gehölzgürtels und Sicherung ge-

schützter Pflanzen) ab.  

 

Auch wenn im Beschwerdeverfahren von der 

Oö. Umweltanwaltschaft urgierte Versäum-

nisse der Behörde durch Auflagen teilweise 

bereinigt wurden, so wurde letztlich ein 

Vorhaben genehmigt, das allen zeitgemäßen 

Anforderungen an einen schonenden Umgang 

mit Natur und Landschaft widerspricht und 

auch aus der Sicht eines landschaftsöko-

logischen Hochwasserschutzes (Naturnaher 

Wasserbau) als aus der Zeit gefallen zu 

bezeichnen ist. 

 

Flurbereinigungsverfahren Mehrnbach Spur-

wege WW 

 

Dieses Beschwerdeverfahren behandelt 

bestehende Wirtschaftswege im Gemeinde-

gebiet von Mehrnbach, die nicht mehr dem 

Stand der Technik entsprechen und stark 

ausschwemmungsgefährdet sind. Im Zuge 

eines Flurbereinigungsverfahrens sollen diese 

Wege so verlegt und ausgebaut werden, dass 

ein Befahren mit den derzeit in der Land-

wirtschaft verwendeten Maschinen problem-

los möglich ist und die überdurchschnittlichen 

Ausschwemmungen reduziert werden. Be-

gleitend zu diesen Maßnahmen ist die 

Anpflanzung von Obstbäumen, Hecken und 

Einzelbäumen vorgesehen. 

 

Konkret sollen Betonspurwege mit einer 

Gesamtlänge von 1470 lfm errichtet werden. 

Dies entspricht einer Bodenversiegelung im 

Flächenausmaß von 2.940 m². Von Seiten 

der Oö. Umweltanwaltschaft wurde dieses 

Vorhaben aufgrund des finanziellen Aufwands 

aus Fördermitteln und der fehlenden 

zwingenden Notwendigkeit der Flächen-

versiegelung nicht befürwortet. Es wurde die 

Ansicht vertreten, dass der Aufwand 

(Errichtung, Baukosten etc.) und der 

notwendige Eingriff in den Naturhaushalt in 

keinem noch vertretbaren Verhältnis zum 

Nutzen der Betonspurwege für die landwirt-

schaftliche Bewirtschaftung stehen. 

 

Die Agrarbehörde erteilte die Genehmigung 

für das Flurbereinigungsverfahren sowie eine 

befristete Rodungsbewilligung. Gegen den 

Bewilligungsbescheid erhob die Oö. Umwelt-

anwaltschaft Beschwerde an das Oö. Landes-

verwaltungsgericht. Im Ergebnis wurden die 

in der Beschwerde vorgebrachten Bedenken 

gegen die Errichtung der Wirtschaftswege als 

Betonspuren als nicht zielführend betrachtet 

und die Beschwerde wurde als unbegründet 

abgewiesen. 

 

Das Ergebnis ist zur Kenntnis zu nehmen, 

wenngleich es nicht zu überzeugen vermag. 

Ein nachträglicher Ausbau bestehender, land-

wirtschaftlicher Schotterwege als Beton-

spuren im praktisch ebenen Gelände ist 

weder in wirtschaftlicher noch ökologischer 

Hinsicht argumentierbar. Es darf angenom-

men werden, dass ohne öffentliche Förder-

mittel seitens der Europäischen Union und 

des Landes Oberösterreich derartige Projekte 

mit geschätzten Baukosten von rd. EUR 

280.000,00 niemals realisiert werden würden 

und der Aspekt des sorgsamen Umgangs mit 

öffentlichen (Steuer-)Geldern berech-

tigterweise angezweifelt werden kann. Das 

Oö. Landesverwaltungsgericht sieht dies 

offensichtlich anders; der Umstand, ob 

öffentliche Förderungen bestehen, erweist 

sich als nicht maßgeblich. 

 

Zusammenlegungsverfahren Munderfing 

 

Der Plan der gemeinsamen Maßnahmen und 

Anlagen (GMA-Plan) für ein 426 ha großes 

Zusammenlegungsgebiet in der Gemeinde 
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Munderfing sieht neben der Errichtung von 

rd. 6 km an Wirtschaftswegen (davon 2,2 km 

Betonspur- und 0,2 km Asphaltwege) auch 

geländegestaltende Maßnahmen auf 33 Teil-

flächen im Ausmaß von insgesamt rd. 4 ha 

vor. Damit einher gehen Rodungen von 

Baum- und Gebüschgruppen und Rekulti-

vierungen von Feldwegen, was mit einem 

Verlust von naturschutzfachlich wertvollen 

Flächen im Ausmaß von mehr als einem 

Hektar verbunden ist. Im Gegenzug werden 

für Ökomaßnahmen 3,3 ha an Flächen zur 

Verfügung gestellt, womit zumindest ein 

flächenbilanzieller Ausgleich geschaffen 

werden konnte. Zu einer Verbesserung der 

ökologischen Ausgestaltung des vorgefun-

denen Kulturlandschaftsraums kam es in 

Summe betrachtet allerdings nicht. 

 

Aus fachlicher Sicht ist weiters anzumerken, 

dass die Errichtung der beantragten Beton-

spurwege als nicht erforderlich erachtet wird, 

da die Wege in der Natur bereits als Schotter-

wege existieren und diese in mehr oder weni-

ger ebenem Gelände liegen. Ergänzend hat 

die Oö. Umweltanwaltschaft in ihrer Stellung-

nahme zum GMA-Plan auch darauf ver-

wiesen, dass aufgrund eines rechtskräftigen 

Naturschutzbescheids der BH Braunau vom 

Juli 2014 einige der vom ggst. Vorhaben 

betroffenen landwirtschaftlichen Begleitwege 

geschottert ausgeführt werden müssen und 

die Asphaltierung und die Errichtung von 

Betonspurwegen als nicht zulässig erklärt 

worden sei. Dem beantragten Vorhaben 

konnte somit nicht zugestimmt werden. 

 

Die Abteilung Ländliche Neuordnung des 

Amtes der Oö. Landesregierung als Agrar-

behörde hat den ggst. Plan der gemeinsamen 

Maßnahmen und Anlagen bewilligt. Gegen 

diesen Bewilligungsbescheid erhob die Oö. 

Umweltanwaltschaft Beschwerde, die vom 

Oö. Landesverwaltungsgericht in Folge als 

unbegründet abgewiesen wurde. 

 

Dem Gericht zufolge geht aus den fachlichen 

Ausführungen des Amtssachverständigen für 

Natur- und Landschaftsschutz hervor, dass 

ein Eingriff in den Naturhaushalt aus-

geschlossen werden kann, weil keine 

zusätzlichen Flächen in Anspruch genommen 

werden und die Abänderung eine land-

schaftsbildschonende Ausführung des Weges 

mit einem begrünten Mittelstreifen vorsieht. 

Die Errichtung stellt somit keinen maß-

geblichen Eingriff in das Landschaftsbild dar. 

 

Zum vorgebrachten Widerspruch des Gebots 

des sorgsamen Umgangs mit öffentlichen 

Steuergeldern hat das Gericht festgehalten, 

dass Anhaltspunkte für einen derartigen 

Widerspruch, der im gegenständlichen Ver-

fahren aufzugreifen wäre, nicht ersichtlich 

sind. Die Agrarbehörde hat bei der Neuord-

nung des Zusammenlegungsgebiets zwar 

eine Gesamtlösung in rechtlicher, wirt-

schaftlicher und ökologischer Hinsicht anzu-

streben. Daraus ergibt sich aber nicht, dass 

im gegenständlichen Fall die kosten-

günstigste Variante für die Errichtung der 

Begleitwege zu wählen ist. Darüber hinaus ist 

der Umstand, ob öffentliche Förderungen 

bzw. Förderrichtlinien bestehen, im Rahmen 

dieses Verfahrens nicht maßgeblich. 

 

Diese Entscheidung zeigt, dass ein sorgsamer 

Umgang mit dem Schutzgut Boden sogar in 

Verfahren nach dem Flurverfassungs-

Landesgesetz, welche dem ausschließlichen 

Zweck der Bereitstellung von Bewirt-

schaftungsflächen mit einer zeitgemäßen 

Ausgestaltung verfolgt, kein Stellenwert 

eingeräumt wird. Mit dem hier bewilligten 

Vorhaben werden in nicht notwendiger Weise 

und finanziert mit öffentlichen Steuergeldern 

4.400 m² an Boden versiegelt. Einem zeit-

gemäßen und sorgenvollen Umgang mit dem 

Schutzgut Boden (und mit öffentlichen Gel-

dern) wurde auch in diesem Verfahren nicht 

nachgekommen. Da auch das Landesver-

waltungsgericht hier keinen Widerspruch ent-

decken konnte, muss als Conclusio auf eine 

klarere Regelung im Bodenschutzgesetz 

hingearbeitet werden. 

 

Zu- und Umbau eines Wildunterstands 

 

Gegenstand war die naturschutzbehördliche 

Genehmigung für den Zu- und Umbau eines 

Wildunterstandes in der Gemeinde Hof-

kirchen im Traunkreis im 50 Meter-Schutz-

bereich des Iglbachs. Das Vorhaben wurde 

mit der Anpassung des Wildgeheges an das 

Tierschutzgesetz und an die Futterhygiene 

begründet, wonach der Wildunterstand für 

die Fütterung benötigt werde. 

 























Arbeitsaufkommen und Statistik 

65 

 

Arbeitsaufkommen und Statistik 
 

Bearbeitung der Posteingänge 
 

Im Berichtszeitraum 2022-2024 wurden bei 

der Oö. Umweltanwaltschaft im Mittel rund 

6000 Posteingänge aktenmäßig erfasst. Die 

Poststücke werden dabei zwischenzeitig 

überwiegend elektronisch übermittelt und 

bearbeitet. 

 

Der Arbeitsablauf sieht nach der Erfassung 

der Poststücke und Zuteilung an die örtlich 

oder sachlich zuständigen Bearbeiter und 

Bearbeiterinnen eine Vorprüfung der Unter-

lagen vor. Diese ist notwendig, da eine voll-

ständige Bearbeitung aller eingehenden Fälle 

ressourcentechnisch nicht möglich ist und 

eine Auswahl hinsichtlich der Auswirkungen 

auf Umweltschutzbelange getroffen werden 

muss.  

 

Neben der Aktenaufarbeitung wird die 

tägliche Arbeit der Oö. Umweltanwaltschaft 

von einer Vielzahl an Fällen bestimmt, die in 

kurzem Wege erledigt werden. Dabei werden 

über telefonische und persönliche Bera-

tungen und Informationsgespräche, zum Teil 

ergänzt um Lokalaugenscheine und vor-

örtliche Überprüfungen, möglichst unbüro-

kratische Lösungen gesucht. Der steigende 

Bearbeitungsaufwand soll dadurch so gering 

wie möglich gehalten werden. 

 

Im Berichtszeitraum 2022-2024 wurden pro 

Jahr durchschnittlich rund 1680 Stellung-

nahmen abgegeben. Das entspricht einem 

Anstieg von etwa 12 Prozent im Vergleich 

zum vorangegangen Berichtszeitraum, wobei 

im abschließenden Jahr 2024 mit insgesamt 

1780 abgegebenen Stellungnahmen der ins-

gesamt höchste Wert verzeichnet wurde. 

 

In rd. 6 Prozent der Fälle wird ein Vorhaben 

negativ beurteilt und eine Zustimmung der 

Oö. Umweltanwaltschaft ist somit nicht 

möglich. Sofern es in Folge nicht möglich ist, 

durch geeignete Maßnahmen oder 

Abänderungen ein konsensfähiges Projekt zu 

entwickeln und die Behörde dennoch einen 

positiven Bescheid ausstellt, wird seitens der 

Oö. Umweltanwaltschaft geprüft und abge-

wogen, ob eine Bescheidbeschwerde Aussicht 

auf Erfolg haben kann. Die Möglichkeit, 

dieses Rechtsmittel zu ergreifen, wird seitens 

der Oö. Umweltanwaltschaft ebenfalls in rd. 

6 Prozent der negativ beurteilten Fälle wahr-

genommen. 

 

 

Partei- und Beteiligtenstellung 
 

Nach der früheren Rechtslage hatte die Oö. 

Umweltanwaltschaft eine generelle Partei-

stellung in behördlichen, aufgrund von 

Landesgesetzen durchzuführenden, antrags-

bedürftigen Bewilligungsverfahren, die auch 

die Vermeidung von schädlichen Ein-

wirkungen auf die Umwelt zum Gegenstand 

hatten.  

 

Durch die Regelung des § 5 Abs 1 Oö. 

Umweltschutzgesetz 1996 wurde die Partei-

stellung von einer expliziten Regelung im 

jeweiligen Materiengesetz abhängig ge-

macht. 
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Derzeit ist eine Parteistellung der Oö. 

Umweltanwaltschaft im landesgesetzlichen 

Bereich im Oö. Natur- und Landschafts-

schutzgesetz 2001, in der Oö. Bauordnung 

1994, im Oö. Straßengesetz 1991, im Oö. 

Elektrizitätswirtschafts- und -organisations-

gesetz 2006, im Oö. Flurverfassungslandes-

gesetz 1979, im Oö. Umweltschutzgesetz 

1996 betreffend IPPC-Anlagen sowie im Oö. 

Einforstungsrechtegesetz verankert. Klar-

gestellt ist auch die Möglichkeit auf die 

Parteienrechte zu verzichten. 

 

Bei der Erlassung und bei Änderungen eines 

Flächenwidmungs- oder eines Bebauungs-

planes hat die Gemeinde, soweit Belange des 

Umweltschutzes betroffen sein können, die 

Oö. Umweltanwaltschaft zu beteiligen und ihr 

nach den Bestimmungen des Oö. Raum-

ordnungsgesetzes 1994 die Gelegenheit zur 

Abgabe einer Stellungnahme zu geben.  

 

Im bundesrechtlichen Bereich wird dem Oö. 

Umweltanwalt im Umweltmanagement-

Gesetz 2001, im UVP-G 2000 und im Abfall-

wirschaftsgesetz 2002 eine Parteistellung 

eingeräumt. Auf landes- und bundes-

rechtlicher Ebene besteht auch ein 

Beschwerderecht nach den Bestimmungen 

des Bundes- und Landes-

Umwelthaftungsgesetzes. 

 

 

Behördenverfahren 

 

Die Zahl der abgegebenen Stellungnahmen 

und die Erfassung des zeitlichen Bear-

beitungsaufwands in den behördlichen 

Genehmigungsverfahren zeigt, dass der 

Schwerpunkt der Tätigkeit im ökologischen 

Fachbereich liegt, gefolgt von baurechtlichen 

Angelegenheiten. Vergleichbar gering ist die 

Anzahl an Verfahren (und damit auch an 

Stellungnahmen) nach dem UVP-G 2000. 

Hier gilt es jedoch zu bedenken, dass der 

personelle und zeitliche Aufwand zur 

Beurteilung von Großprojekten in der Regel 

um ein Vielfaches größer ist, wobei generell 

festzustellen ist, dass es zunehmend zu einer 

Verlagerung der Aktivitäten in Richtung 

Vorbegutachtung und Projektentwicklung 

kommt. Damit können viele Vorhaben bereits 

vor ihrer Einreichung bei den zuständigen 

Behörden im Sinne einer Genehmigungs-

fähigkeit optimiert und Rechtssicherheit 

erlangt werden. Mit dem Ergebnis, dass im 

Berichtszeitraum in insgesamt 94 Prozent 

aller von der Oö. Umweltanwaltschaft 

bearbeiteten Fälle eine positive Stellung-

nahme abgegeben werden konnte. 

 

 

Rechtsmittelverfahren 
 

Die Parteistellung der Oö. Umweltanwalt-

schaft in umweltrelevanten Verwaltungs-

verfahren inkludiert auch die Möglichkeit, das 

Rechtsmittel der Bescheidbeschwerde bei 

den zuständigen Verwaltungsgerichten zu 

ergreifen. 

 

Die bundesverfassungsrechtlichen Grund-

lagen für die Einführung der zweistufigen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in Österreich und 

damit das Beschwerderecht an das 

Bundesverwaltungsgericht (BVwG) und das 

Landesverwaltungsgericht Oberösterreich 

(LVwG OÖ) wurden mit der Verwaltungs-

gerichtsbarkeits-Novelle 2012 geschaffen. 

 

Im Berichtszeitraum 2022-2024 hat die Oö. 

Umweltanwaltschaft in insgesamt 20 Ver-

fahren von der Möglichkeit der Bescheid-

beschwerde Gebrauch gemacht. In vier 

Fällen wurde der Beschwerde teilweise statt-

gegeben, in einem Fall zur Gänze. Ein 

weiteres Mal wurde die Beschwerde zurück-

gezogen, während sie in sieben Fällen 

abgewiesen wurde. Die übrigen sieben 

Gerichtsverfahren waren zum Ende des 

Berichtszeitraums noch anhängig. 
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Budget und Personal 
 

Budget 

 

Für besondere Aufgaben steht der Oö. 

Umweltanwaltschaft ein eigenes Budget zur 

Verfügung. Damit können vor allem externe 

Gutachten, Studien und Untersuchungen zu 

besonderen Fragestellungen in Auftrag ge-

geben werden. 

 

Budgetübersicht 

Jahr Budget Ausgaben 

2022 148.300,00 111.149,30 

2023 151.000,00 143.275,47 

2024 151.000,00 146.390,80 

 

 

Personal 
 

Eigenverantwortlichkeit und selbstständiges 

Arbeiten der Bediensteten ist Grundvoraus-

setzung, um das hohe Arbeitsaufkommen zu 

bewältigen und gleichzeitig den internen Ver-

waltungsaufwand auf das notwendige Mini-

mum zu reduzieren. 

 

Bei der Oö. Umweltanwaltschaft waren zum 

Ende des Berichtszeitraums bei 8,5 Vollzeit-

Äquivalenten neun Bedienstete beschäftigt 

sowie eine unbesetzte Stelle ausgeschrieben. 

Das Team rund um den Oö. Umweltanwalt HR 

Dipl.-Ing. Dr. Martin Donat setzte sich zu 

diesem Zeitpunkt aus vier Sachbearbeitern, 

einer Juristin, einer Sekretärin und zwei 

Kanzleikräften zusammen. Vom ersten bis 

zum dritten Quartal 2024 war zudem eine 

Ausbildungsjuristin angestellt. 

 

Ein Teil der Belegschaft der Oö. Umwelt-

anwaltschaft nimmt auch die Möglichkeit der 

regelmäßigen Dienstverrichtung im Home-

office in Anspruch, wobei diese auf einen 

Wochentag beschränkt ist und somit nicht 

voll ausgeschöpft wird. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
Impressum 

 

Medieninhaber & Herausgeber:  

 

Amt der Oö. Landesregierung 

Oö. Umweltanwaltschaft 

Kärntnerstraße 10-12 

4021 Linz 

 

Telefon: 0732 7720 13450 

Email: uanw.post@ooe.gv.at

mailto:uanw.post@ooe.gv.at


 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Oö. Umweltanwaltschaft 

Tätigkeitsbericht 2022-2024 


